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Auch 1998 hat sich ein Trend fortgesetzt, der schon seit längerem zu beobachten
ist: Die entscheidenden und strittigen Fragen der Europapolitik werden zunehmend
auf den Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs gebündelt und zu einer
Entscheidung gebracht. Der Europäische Rat rückt damit von seiner ursprünglich
auf Leitlinien und Grundsatzfragen begrenzten Rolle ab. Er wird zu einem Organ,
das sich bis ins Detail hinein mit einer Vielzahl von Fragen beschäftigt. Es wirft ein
bezeichnendes Licht auf den gewandelten Charakter der Gipfeltreffen, daß - wie
auf dem Berliner Agenda-Gipfel im März 1999 geschehen - die Chefs nach nächte-
langen Sitzungen mit Verhandlungen über Prozentsätze „müde, aber glücklich" vor
die Kameras treten. Umgekehrt wird der Rat der Europäischen Union zu einem die
Themen der Präsidentschaft moderierenden und begleitenden Fachgremium.

Der Rat hielt im Jahr 1998 insgesamt 94 Tagungen in den unterschiedlichen
Zusammensetzungen ab.1 Dabei kam es zu 26 Richtlinien und sieben Beschlüssen
bzw. Entscheidungen in Mitentscheidung mit dem Europäischen Parlament sowie
zu 202 Verordnungen, 27 Richtlinien und 189 Beschlüssen bzw. Entscheidungen
und zehn Empfehlungen in alleiniger Verantwortung. Dies entspricht etwa der
Vorjahreszahl.

Die britische Ratspräsidentschaft: ambitionierte Ziele

Am 1. Januar 1998 übernahm das Vereinigte Königreich die Präsidentschaft im Rat
der Europäischen Union. Die „New Labour"-Regierung von Ministerpräsident
Tony Blair war zu diesem Zeitpunkt erst acht Monate im Amt und konnte sich noch
ganz vom Enthusiasmus des Auf- und Umbruchs, des neuen Politikstiles und der
Definition neuer Ziele getragen fühlen. Auch in der Europapolitik wollte diese
Regierung von Grau auf Bunt umschalten; eine ihrer ersten PR-Initiativen waren
die vielfarbigen, von Kindern aus allen Mitgliedstaaten ausgemalten Sterne-Logos
- bürgernah wollte diese Präsidentschaft sein, offen, europäisch, ausgreifend.

Entsprechend ambitioniert war das Programm der Ratspräsidentschaft: „Our
Joint mission is to make Europe work for the people. A Europe that is closer to the
people's priorities: peace and prosperity, progress and partnership."2 Dies drückte
Europaengagement aus europaskeptischer Motivation aus, denn in weiteren pro-
grammatischen Verlautbarungen der Regierung wurde immer wieder Bezug auf die
Fehler der Vergangenheit genommen: „In den letzten Jahren hat sich die
Europäische Union zu weit von den Wünschen und Hoffnungen ihrer Bürger ent-
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fernt, zu sehr mit institutionellen Änderungen befaßt und zu wenig mit den realen
Fragen."3

Wie weit dies auch Standardrhetorik, zumindest aus britischer Sicht, war, zeigte
sich schon in der Benennung der konkreten Ziele der Präsidentschaft und der
Arbeitsschritte des ersten Halbjahres. In allen Dokumenten wurde zuoberst die
Entscheidung darüber genannt, welche Länder für die am 1. Januar 1999 begin-
nende dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) in Frage kommen
würden - just die Entscheidung also, von der die britischen Bürger erklärtermaßen
im Vorfeld ausgenommen worden waren.

Das zweite große Thema der britischen Präsidentschaft, der Beginn des
Beitrittsprozesses der zehn mittel- und osteuropäischen Bewerberländer und
Zyperns bzw. die Aufnahme direkter Beitritts Verhandlungen mit der Gruppe der
sechs am weitesten fortgeschrittenen Kandidaten hat nicht unmittelbar etwas mit
Bürgernähe zu tun. Doch zeigt sich im Ausblick auf die vermutliche Wirkung die-
ser Schritte, daß in der britischen Präsidentschaft der Union auch für die Bürger ein
neues Gesicht gegeben worden ist - in Gestalt der vertieften Beziehungen der Euro-
11 und des nach Osteuropa ausgreifenden Erweiterungsraumes. Was die britische
Regierung mit stärkerer Bürgernähe meinte, zeigte sich u.a. an den nachgeordneten
Programmpunkten „Arbeitsplätze und Beschäftigungsfähigkeit", „Verbrechens-
bekämpfung" und „Umwelt". Im Bereich Beschäftigung hatte sie sich zum Ziel
gesetzt, „to ensure that all Member States produce their national action plans in
time."4 In der Verbrechensbekämpfung - die ja zum dritten Pfeiler gehört, also
intergouvernementale Unionstätigkeit ist - ging es der Präsidentschaft um die
„Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den europäischen Polizeikräften,
indem wir uns z.B. auf die Einrichtung von Europol vorbereiten"5.

Interessant im Vorblick auf die für viele Beobachter überraschende britische
Initiative zur Herausbildung einer Europäischen Verteidigungspolitik, zuerst vorge-
tragen auf dem informellen Gipfel in Pörtschach im Oktober 1998, ist die zentrale
Rolle, die die britische Präsidentschaft auch der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik in ihrem Arbeitsprogramm einräumte.

Auf dem Weg nach Euroland

Die Arbeit des ECOFIN-Rates der Wirtschafts- und Finanzminister war in den
ersten vier Monaten des Jahres 1998 dominiert von der bevorstehenden Entschei-
dung über die Zusammensetzung der Euro-Zone nach Eintritt der dritten Stufe der
WWU. Zunächst bestimmte der Meinungsaustausch die Arbeit. Besonders die deut-
sche Seite verwies auf die Notwendigkeit einer stabilitätsorientierten Entscheidung.
Eine ausführliche Aussprache über alle damit verbundenen Fragen fand auf dem
informellen Treffen der Finanzminister in York am 23. und 24. März statt, auf dem
der weitere Fahrplan besprochen wurde. Unruhe geriet in die Diskussion immer
wieder durch die Frage, was mit den Mitgliedstaaten Belgien und Italien geschehen
solle, die beide die Schuldenobergrenze bei weitem überschritten. Ebenso strittig
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war, wer zum Präsidenten der neu entstehenden Europäischen Zentralbank (EZB)
gewählt werden solle.

Am 25. März trat der Prozeß in seine entscheidende Phase, als die Kommission
dem Rat auf der Grundlage des Konvergenzberichtes des Europäischen
Währungsinstitutes (EWI) den zur Beschlußfassung nötigen Konvergenzstand und
die Empfehlungen für die in die 3. Stufe aufzunehmenden Mitgliedstaaten über-
stellte6. Damit zeichnete sich die schon erwartete Eurozone ab, aus der von den
Fünfzehn lediglich Dänemark und Großbritannien sowie Griechenland und
Schweden herausfielen.

In einem komplizierten Verfahren wurden die Empfehlungen der Kommission
vom Rat, zunächst der Wirtschafts- und Finanzminister, dann in der Zusammen-
setzung der Staats- und Regierungschefs am 1. und 2. Mai auf dem als „Brüsseler
Euro-Gipfel" bekannten Ratstreffen bestätigt. Nicht dieses aus gemeinschaftsrecht-
licher Sicht entscheidende formale Verfahren hat das Treffen der Staats- und
Regierungschefs und damit das Image des britischen Ratsmanagements bestimmt:
In den Vordergrund drängte sich die zunächst nebensächlich erscheinende Frage
nach dem ersten Präsidenten der EZB. Nach allgemeiner Einschätzung haben die
Ausrichter des Gipfels die sich anbahnende Konfusion nicht frühzeitig genug
erkannt und abgewendet. In dem Personalstreit über Wim Duisenberg oder Jean-
Claude Trichet, aus dem dann ein peinliches Gerangel um die Länge der Amtszeit
Duisenbergs wurde, sah man in unmittelbarer zeitlicher Nähe zum Ereignis sogar
ein „Weichreden" des Euro.7 Das erscheint aus heutiger Sicht zu weit gegriffen.

Der Beginn des Beitrittsprozesses

Der zweite große Tagesordnungspunkt der britischen Präsidentschaft, der Beginn
des Erweiterungsprozesses, geriet dem „New Labour"-Team glücklicher, waren
doch alle Voraussetzungen schon durch den Luxemburger Gipfel geschaffen wor-
den und die Kontroverse um „Gruppenmodell" und „Startlinienmodell" sowie um
die Einbeziehung der Türkei bereits ausgestanden.

Am 12. März 1998 konnte ungeachtet der Absage der Türkei, für die das
Instrument ja eigentlich geschaffen worden war, die erste Europa-Konferenz der 15
Mitgliedstaaten mit den zehn mittel- und osteuropäischen Bewerbern und Zypern
eröffnet werden. Zwei Wochen später, am 30. März 1998, fand die Ministertagung
zur Einleitung des Beitrittsprozesses mit den Bewerberstaaten in Brüssel statt, auf
der es zu einer breiten Aussprache über die Bedeutung und die Ausgestaltung des
Erweiterungsprozesses kam. Die allen Bewerbern offenstehende Ministertagung
bildete den Auftakt für die eigentlichen Beitrittsverhandlungen, die am 31. März in
Brüssel in Form von einzelnen Regierungskonferenzen mit den sechs
Bewerberländern der „ersten Runde" (Polen, Ungarn, Tschechische Republik,
Slowenien, Estland, sowie Zypern) stattfanden und von da ab auf Arbeitsebene
(Task Force Erweiterung der Kommission) in Form des „screening" fortgesetzt
wurden.
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Noch keine Träume von einer „europäischen Beschäftigungspolitik"

Als die Regierung Blair die Präsidentschaft im Januar 1998 übernahm, hatte sich
durch den Regierungswechsel in Großbritannien und den erdrutschartigen Sieg der
Sozialisten in Frankreich das politische Spektrum in Europa verändert. Noch aber
gab es die Regierung Kohl mit ihrer festen Überzeugung, daß ein Abbau der euro-
paweiten Arbeitslosigkeit und eine sinnvolle Beschäftigungspolitik nur dezentral,
auf nationaler Ebene, nicht aber durch europäische Arbeitsbeschaffungsprogram-
me, erreichbar sei. Auch „New Labour" hielt sich in abgemilderter Fortsetzung der
Politik der konservativen Vorgängerregierungen auf diesem Felde zurück.

Der Rat hatte sich bislang nur in debattierender Form mit dem Beschäftigungs-
problem befaßt. Eine gewisse Bewegung in dem Thema kam allerdings dadurch
zustande, daß die Mitgliedstaaten bis Mitte April 1998 ihre nationalen Aktionspläne
zur Beschäftigungsförderung der Kommission übermittelten. In ihrer Mitteilung an
den Rat erkennt die Kommission die Bemühungen der Mitgliedstaaten grundsätz-
lich an und bewertet sie als „sehr ermutigend", jedoch auch als „zu vage".8

Organisierte Kriminalität

Es wäre ungerecht zu behaupten, Anspruch und Wirklichkeit beim Eingehen auf das
„Bürgerthema" organisierte Kriminalität hätten bei der britischen Präsidentschaft
diametral auseinandergestanden. Allerdings ist man im ersten Halbjahr nur in klei-
nen Schritten vorwärtsgekommen; der wichtige Schritt, das Inkrafttreten des im Juli
1995 unterzeichneten Europol-Übereinkommens fiel erst in die österreichische
Präsidentschaft (1. Oktober 1998)9. Immerhin kam man im Rat überein, ein
Austausch-, Ausbildungs- und Kooperationsprogramm für Personen, die für die
Bekämpfung der organisierten Kriminalität zuständig sind, zu initiieren und mit
10 Mio. ECU zu finanzieren (Programm Falcone).10 Am 29. Mai 1998 einigte sich
der Rat zudem darauf, das Mandat für Europol auf die Terrorismusbekämpfung mit
Wirkung vom 1. Januar 1999 auszudehnen.11

Für die Bilanz der Präsidentschaft und der Arbeit des Rates ist bezeichnend,daß
die eigentliche „Botschaft" des Cardiffer Gipfels, die Ausarbeitung eines Fahr-
planes für die Beratungen und Entscheidungen zu den Themen der Agenda 2000,
implizit nahelegt, wie wenig dazu der Rat in der ersten Jahreshälfte geleistet hat.
Trotz der kommuniquehaften Formulierung, der „Bericht des Vorsitzes und des
Rates [lasse] bereits wertvolle Fortschritte erkennen"12, kamen die Chefs nicht
umhin, den Rat zu mahnen, daß er „seinerseits (...) seine Arbeiten nun noch zügi-
ger fortführen" sollte.13

Die österreichische Präsidentschaft: Übergangszeit mit scharfen Einschnitten

Als am 1. Juli 1998 Österreich zum ersten Mal in der Geschichte des Landes die
Präsidentschaft der EU übernahm, sprach alles - auch die Regierung selbst - von
einem Übergangsvorsitz.14 Die Entscheidung über die Zusammensetzung der Euro-
Zone war getroffen, die Beitritts Verhandlungen mit den Bewerbern der ersten
Runde waren bereits im Gange und die Entscheidung über das Gesamtpaket
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Agenda 2000 war auf Frühjahr 1999 terminiert worden. Um nicht von vomeherein
den Eindruck von Wiedervorlage zu erwecken, hatte die österreichische Regierung
ein ehrgeiziges Arbeitsprogramm vorgelegt. Der Wiener Kongreß habe getanzt, die
österreichische Präsidentschaft wolle dagegen arbeiten, bemerkte Ratsvorsitzender
Wolf gang Schüssel, als er sein Programm den Abgeordneten in Straßburg vor-
stellte.15

Einem reflexhaften Bekenntniszwang entsprechend stellte die österreichische
Regierung wie viele ihrer Vorgänger in der Ratspräsidentschaft die Schaffung von
Beschäftigung an die oberste Stelle ihrer „Ziele und Schwerpunkte"16, obwohl allen
Beteiligten klar sein mußte, daß mit den Regierungen Kohl und Blair nur über mit-
gliedstaatliche Initiativen und allenfalls einen „europäischen Dialog" zu reden war.
Aussichtsreicher war die Überlegung, bis zum Gipfel in Wien die Debatte im Rat
über die verschiedenen Elemente der Agenda 2000 so weit zu bringen, daß eine
Entscheidung während der deutschen Präsidentschaft gefällt werden konnte. Bei der
Erweiterung stand der Übergang vom Screening-Verfahren zu wirklichen
Beitritts Verhandlungen über die ersten Kapitel an.17

Mehr am Rande, in Äußerungen von Außenminister Schüssel und seiner
Staatssekretärin Benita Ferrero-Waldner18 kamen die Ereignisse zur Ankündigung,
die für die österreichische Präsidentschaft letztlich signifikant geworden sind: das
informelle Treffen der Außenminister in Salzburg am 5. und 6. September mit sei-
ner Debatte über Rolle, Funktion und Zukunft des Rates „Allgemeine Angelegen-
heiten" und das Treffen der Staats- und Regierungschefs in Pörtschach am 24. und
25. Oktober, das der Zauberformel „Subsidiarität" gewidmet sein sollte.

Agenda 2000

Die Diskussion über das große Paket Agenda 2000 hat den Rat bis zum Gipfel in
Wien in den unterschiedlichsten Zusammensetzungen beschäftigt. Liest man jedoch
die entscheidenden Passagen des Wiener Schlußdokuments, zeigt sich deutlich, wie
Übergangshaft die Einigungen im Rat für diese Periode waren. Wenn es dort heißt,
daß „beträchtliche Fortschritte" erzielt worden seien und daß „in einigen Bereichen
ein gewisses Maß an Übereinstimmung erreicht" wurde19, zeigt dies, daß die
Debatte bis dahin von erheblichen Kontroversen geprägt war. Die entscheidenden
Fragen mußten in die deutsche Präsidentschaft verschoben werden.

Schon im ersten ECOFIN-Rat unter Leitung der österreichischen Präsidentschaft
am 6. Juli 1998 tat sich die Kluft auf, die fortan die Diskussion um die Agenda 2000
bestimmte: Die deutsche Seite wurde von den schwedischen, dänischen und briti-
schen Ratsmitgliedern in ihrer Haltung unterstützt, daß die Union sehr scharf auf
die Einhaltung der Ausgabenobergrenze von 1,27% des Bruttoinlandsproduktes zu
achten habe und daß es von Seiten einiger Mitgliedstaaten „eine gewisse Überhit-
zung" gegeben habe.20 Ihr wurde von griechischer, spanischer und portugiesischer
Seite entgegengehalten, durch die Osterweiterung entstünden der EU „Schwierig-
keiten für die regionalen Gleichgewichte" und die Beibehaltung des Prinzips des
wirtschaftlichen Zusammenhaltes.21 In der informellen Sitzung der Finanzminister
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am 28. September blieb der Gegensatz zwischen - grob verkürzt - Gebern und
Nehmern bestehen.

Auf der Tagung des Rates Landwirtschaft vom 23. November 1998 kam es zur
Annahme von sehr allgemein gehaltenen Schlußfolgerungen22, die dem
Europäischen Rat zusammen mit einem Bericht über den Stand der Verhandlungen
vorgelegt wurden.

Ein als „Konklave" bekannt gewordenes Klausurtreffen des Rates
„Allgemeines" am 6. Dezember konnte die bestehenden Divergenzen in den
bekannten Streitfragen der Finanzierung nicht beseitigen, so daß der Ratsvor-
sitzende Schüssel dem Europäischen Rat in Wien dazu keine Schlußfolgerungen
des Rates übergeben konnte.23

Es wird dem Gesamtthema allerdings nicht gerecht, wenn man nur das
Trennende hervorhebt. Bei einem Paket mit solch großem Ausmaß an Detailfragen
ist es auch als Leistung anzusehen, wenn in der Mehrheit der Einzelfragen Über-
einstimmung erzielt und nur die wirklich unvereinbaren Standpunkte herausgefil-
tert werden konnten.

Erweiterung: Vom Screening zur Verhandlung der ersten Kapitel

Als Österreich die Präsidentschaft übernahm, waren die bi- und multilateralen
Gespräche der EU mit den mittel- und osteuropäischen Bewerberländern zur ana-
lytischen Prüfung des gemeinsamen Besitzstandes im vollen Gange. In einem näch-
sten Schritt legte Polen am 1. September 1998 als erstes Land sein Positionspapier
zu den zu verhandelnden Kapiteln dem Rat und der Kommission vor. Die anderen
Bewerberländer folgten bis zum 15. September nach, so daß die Kommission eine
Empfehlung an den Rat aussprechen konnte, mit den Bewerberländern wirkliche
Verhandlungen zu ersten Kapiteln des Acquis aufzunehmen. Damit verbunden wur-
den dem Rat schon Formulierungsempfehlungen zu Gemeinsamen Standpunkten
der EU übermittelt.

Am 5. Oktober 1998 traf der Rat seine erste förmliche Entscheidung in dieser
Phase des Erweiterungsprozesses, indem er beschloß, am 10. November offiziell
konkrete Beitrittsverhandlungen mit den sechs Kandidaten aufzunehmen. Bei deren
planmäßigem Beginn zeigte sich, daß vor allem in den Bereichen Telekommuni-
kation und audiovisuelle Medien Übergangsregelungen erforderlich sein würden.24

Am 6. Dezember formulierte der Rat seine Schlußfolgerungen zur Erweiterung, die
er dem Europäischen Rat übermittelte und die von diesem gebilligt wurden.25 In
ihnen werden neben einer generellen Würdigung der Fortschritte in den
Bewerberländern besonders die Bemühungen Lettlands und Litauens, sowie die
neue Lage der Slowakei nach dem Regierungswechsel betont.

Grundsatzdebatte über die Funktionsweise des Rates „Allgemeines"

Ende August/Anfang September 1998 wurde eine Debatte in den politischen
Vordergrund gehoben, die unter den Beteiligten schon länger kursierte.
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Grundsätzlich ging es dabei um die Stellung des Rates „Allgemeine
Angelegenheiten" in der Vertikalen (im Verhältnis zum Europäischen Rat) und in
der Horizontalen (im Verhältnis zu den anderen Ratszusammensetzungen, vor allem
dem ECOFIN).

Ursprünglich als einzige und homogene Entscheidungsinstanz der Gemeinschaft
eingesetzt, sieht sich der Rat „Allgemeines" mit der Abwanderung von Fach-
kompetenz in die Einzelräte konfrontiert, während dem Gremium die
Beschäftigung mit der Sparte „Gott und die Welt" bleibt. Andererseits zieht der
Europäische Rat und mit ihm die Chefetage verstärkt die strittigen und (nicht
immer) großen Fragen an sich, so daß Europapolitik in den letzten Jahren immer
mehr ein Warten auf Gipfelergebnisse bedeutete.

Ratspräsident Schüssel schlug seinen europäischen Kollegen brieflich vor, am
5. und 6. September 1998 in Salzburg ein informelles Treffen abzuhalten. Es sollte
zu einer Aussprache über die zukünftige Stellung und Funktionsweise des Rates
kommen. Dazu lagen viele Verbesserungsvorschläge vor, u.a. von Kommissions-
präsident Jacques Santer, der anregte, daß der Rat „Allgemeines" seine Koordina-
tionsfunktion dadurch zurückgewinnen könne, wenn er häufiger tagte und sich
nicht aus den Außenministern, sondern den stellvertretenden Regierungschefs
zusammensetzte.

Erwartungsgemäß kam es bei dem Salzburger Treffen nicht zu solch weitrei-
chenden Entscheidungen. Zwar verkündete Schüssel, daß man sich auf einen (nicht
veröffentlichten) Zehn-Punkte-Plan geeinigt habe, bei näherer Analyse der
Erläuterungen des Ratspräsidenten zeigte sich aber, daß es neben den bekannten
Absichtserklärungen vor allem einige technische Vorschläge waren, z.B. der
Einsatz moderner Kommunikationsmittel, auf die sich die Außenminister verstän-
digen konnten.26 Salzburg blieb episodisch, und alles weitere wurde auf den Gipfel
von Helsinki verschoben.27

Pörtschach: der Zäsur-Gipfel und seine Auswirkung auf die Ratstätigkeit

Als sich die Staats- und Regierungschefs am 24. und 25. Oktober 1998 in
Pörtschach trafen, hatte sich die politische Situation in Europa durch die Bundes-
tagswahl und die italienische Regierungsumbildung entscheidend verändert. Mit
Gerhard Schröder und Massimo d'Alema traten zwei weitere sozialdemokratische
bzw. sozialistische Regierungschefs aus großen Mitgliedstaaten zur Runde hinzu.
Der eilends, aber diskret vorgenommene Themenwechsel des Treffens war bemer-
kenswert: Ursprünglich sollte über die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips
debattiert werden (die Anregung dazu war noch von Helmut Kohl und Jacques
Chirac ausgegangen), die Chefs bilanzierten aber hinterher, daß sie über die Dinge
gesprochen hätten, „die die Leute wirklich interessieren"28, also vor allem
Arbeitsplätze und Beschäftigung. Der Impuls dieses Treffens läßt sich denn auch
vor allem in den Ratstagungen ECOFIN und „Arbeit" am 1. und 2. Dezember fest-
stellen, auf denen der Entwurf der beschäftigungspolitischen Leitlinien 1999 ver-
abschiedet wurde.29
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Was im Rückblick als wirklich wegweisend angesehen werden muß, ist die über-
raschende Kehrtwende der britischen Regierung hin zu einer europäischen
Verteidigungspolitik und einer entschlossenen Überführung der WEU-Strukturen in
die EU. In Pörtschach wurde sie darin eifrig von Frankreich unterstützt. Sechs
Wochen später veröffentlichten Tony Blair und Jacques Chirac dann auch die
Gemeinsame Erklärung von St. Malo.30

Die deutsche Präsidentschaft bis zum Agenda-Gipfel

Die deutsche EU-Präsidentschaft hatte am 1. Januar 1999 unter außergewöhnlichen
Bedingungen begonnen.31 Die Regierung war nach sechzehnjähriger Oppositions-
zeit erst gut zwei Monate im Amt. Sie trat außenpolitisch unerfahren die Nachfolge
des zur europäischen Integrationsfigur gewordenen Helmut Kohl an, mit einem
Außenminister, der einer Partei angehört, die zuvor noch nie Regierungsverant-
wortung auf nationaler Ebene gehabt hatte. Sie durfte „nebenbei" auch noch den
Schengen-, WEU- und G-7-/G-8-Vorsitz organisieren. Sie begann ihre Präsident-
schaft mit dem Start der dritten Stufe der WWU, der Geburt des Euro, von dem
niemand sagen konnte, wie er die Anfangszeit überstehen würde. Und sie bekam
mit dem Verhandlungspaket Agenda 2000 von den Österreichern ein unerledigtes
Dossier auf den Tisch, das für den Fortgang der europäischen Integration von
äußerster Wichtigkeit war.

Daß diese Regierung mit dem Kosovo-Krieg nun auch noch die erste NATO-
Kampfaktion seit ihrer Gründung zu bestehen hatte, was sich besonders auf ihren
G-8-Vorsitz auswirkte, konnte beim Antritt der Präsidentschaft noch niemand wis-
sen. Gegen diese politische Zäsur nimmt sich der Rücktritt der Kommission am
16. März 1999 noch vergleichsweise harmlos aus, zumal man sich faute de mieux
auf ein komfortables Interregnum der gerade Zurückgetretenen einigte.

Ungeachtet dessen waren die Erwartungen der Präsidentschaft an sich selbst
hoch. Im Zentrum standen neben den vielen Standardelementen präsidentieller
Ankündigungsrhetorik vor allem zwei Themen: „Mehr Beschäftigung für Europa"
und „Innere Festigung und Fortentwicklung der EU", was im Klartext die Einigung
über die Agenda 2000 bedeutete.32

Agenda 2000: Marathonverhandlungen vor dem Berliner Gipfel

Selten ist alles, was die Mitgliedstaaten an grundsätzlich unterschiedlichen Auf-
fassungen bezüglich der Regelung des Finanztransfers in der Union aufweisen, so
in einem Verhandlungsthema fokussiert worden wie im Vorfeld und während des
Berliner Gipfels.33 Neben dem Nord-Süd-Problem, unter anderem greifbar in der
Frage der Beibehaltung der Kohäsionsfonds, spitzte sich die Auseinandersetzung
zwischen Agrar- und Industriestaaten in der Kofinanzierungsfrage zu. Daneben
stand der Briten-Rabatt zur Frage, und vor allem die deutsche Seite pochte auf eine
spürbare Reduktion des Mißverhältnisses zwischen Beitrag und Rückflüssen
(„Nettozahlerdebatte").
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Am 18. und 19. Januar trafen sich die Landwirtschaftsminister zum ersten Mal
unter dem Vorsitz des Bonner Landwirtschaftsministers Karl-Heinz Funke. Das
Treffen war vor allem einer generellen Debatte vorbehalten. Der erste ECOFIN am
18. Januar in Brüssel vertagte sich zu den finanziellen Aspekten der Agenda auf
Anfang Februar. Im ersten Rat „Allgemeines" am 25. Januar formulierte er eine
Botschaft an den Agrarrat, daß bei den Verhandlungen über die zukünftigen
Agrarmittel die finanziellen Vorgaben sich den tatsächlichen Ausgaben zu nähern
hätten.34

Einen Monat lang trat man auf der Stelle. Erst der Petersberger Gipfel am
26. Februar brachte Bewegung in die Verhandlungen. Es kam zum Wendepunkt in
der Kofinanzierungsfrage. Bundeskanzler Schröder antwortete auf direkte
Nachfrage bei der Pressekonferenz zunächst andeutend, „es gebe auch andere
Mittel, um die Agrarausgaben zu dämpfen".35 Erst zu Beginn des zweiten
Agrarmarathons am 9. März lag dann das definitive Abrücken der Bundesregierung
von diesem Einsparmittel vor.36

Am Morgen des 12. März konnte der Bonner Landwirtschaftsminister die
Einigung auf die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik verkünden. Der Kompro-
miß lag zwar immer noch um 6,9 Mrd. Euro höher als die Vorgabe des Petersberger
Gipfels, doch war man zuversichtlich, daß dies die Staats- und Regierungschefs auf
dem Berliner Agenda-Gipfel passieren lassen würden.37 Der Rat der Wirtschafts-
und Finanzminister hat am 15. und 16. März 1999 den Kompromiß der
Agrarminister weitgehend gebilligt. Auf dem Gipfel jedoch sind die Vorgaben der
Agrarminister noch nach unten korrigiert worden.

Fazit

Beginn der Erweiterungsverhandlungen, Euroländerentscheidung, Beginn einer
neuen europäischen Verteidigungspolitik, der Eintritt in die dritte Stufe der WWU
und der Beschluß über die Agenda 2000: Greift man nur diese Höhepunkte heraus,
so zeigen sich die Präsidentschaften des Jahres 1998 und der ersten Jahreshälfte
1999 von einer historischen Seite. Es ist wohlfeil, an den Organen der EU herum-
zumäkeln, mühsame Entscheidungsstrukturen zu bekritteln und vor allem den Rat
dabei nicht zu schonen. Doch hat der Rat auch im vergangenen Jahr entscheidend
dazu beigetragen, daß sich die europäische Wirklichkeit, das alltägliche Leben der
Menschen, tiefgreifend verändert. Es ist illusorisch und politikfern zu glauben, daß
dies alles ohne die Begleitumstände, die die Tätigkeit solcher Institutionen umge-
ben, vonstatten gehen kann. Europa wächst nicht aus einsamen Entscheidungen und
einem Beschluß der Weisen, sondern aus Sitzungsmarathons und Gerangel um
Spitzfindigkeiten. Dies haben Briten, Österreicher und Deutsche in ihren im
Großen und Ganzen gut organisierten Ratsperioden erfahren und wieder ein Stück
deutlicher werden lassen.
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